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BUND NATURSCHUTZ BEWERTET BERICHT DER  

„KOMMISSION ZUR LAGERUNG HOCHRADIOAKTIVER 

ABFÄLLE“ DES DEUTSCHEN BUNDESTAGES  

 

UND FORDERT NEUES VERFAHREN ZUM ZWISCHEN-

LAGER GUNDREMMINGEN. 

 
Der BUND Naturschutz fordert, dass das Zwischenlager Gundremmingen 

gegen einen Absturz eines großen Flugzeugs und terroristische Angriffe 

von außen und innen abgesichert werden muss. Während des Betriebs 

des Zwischenlagers müssen weitere Sicherheitseinrichtungen wie heiße 

Zellen für Reparaturen im Fall schadhafter Castoren vor Ort sein, auch 

nach Abbau des restlichen AKWs. Hierzu fordert der BUND Naturschutz 

die Eröffnung eines neuen Genehmigungsverfahrens. Für den BUND Na-

turschutz sind dies die Konsequenzen aus dem Bericht der Endlagersuch-

kommission, der deutlich macht, dass die hochradioaktiven Abfälle noch 

weit über die zweite Hälfte dieses Jahrhunderts vor Ort zwischengelagert 

werden müssen. 

 
„Als ein Fazit der Arbeit der „Kommission zur Lagerung hochradioaktiver 

Abfälle“ des deutschen Bundestages sehen wir, dass das atomare Zwischen-

lager Gundremmingen nicht vor Ende dieses Jahrhunderts geräumt werden 

wird. Wir fordern grundsätzlich, dass dies schneller gehen sollte. Aber rea-

listisch müssen wir feststellen, dass der Atommüll für weitere 3 oder 4 Ge-

nerationen hier am AKW Gundremmingen bleiben wird. Die Untätigkeit des 

Atomstaates Bayern in Sachen Atommülllager rächt sich nun. Wir fordern, 

dass alle juristischen und politischen Möglichkeiten und Wege ausge-

schöpft werden, dieses atomare Zwischenlager Gundremmingen substanti-

ell sicherer zu machen. Im aktuellen Zustand ist der Atommüll voraussicht-

lich nicht sicher gegen einen Absturz eines großen Flugzeugs oder gegen 

terroristische Angriffe. Wir stellen grundsätzlich in Frage, ob ein zügiger 

Abriss die richtige Lösung ist, mit Blick auf die Risiken eines Abrisses mit 

Staubentwicklung. Bei einem Abriss wird der Reaktor entfernt, der heute 

die sicherheitsrelevanten Einrichtungen des AKW enthält, auch die Einrich-
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tungen zum Umfüllen potentiell defekter Castoren im Zwischenlager. Wir 

fordern daher eine öffentliche Alternativenprüfung, Abriss oder Einschluss, 

die die Sicherheit für die Bevölkerung als Priorität ansetzt“, so Harald Kraus, 

stellvertretender Vorsitzender der Kreisgruppe Dillingen des BUND Natur-

schutz in Bayern 

„Die Betreiber RWE und E.ON haben in 2014 den Antrag auf Abbau des 

AKW Gundremmingen gestellt. Wir fordern die sofortige Abschaltung des 

AKW. Den vorliegenden Antrag auf Abriss haben wir im Scoping-Termin am 

25. Oktober 2015 massiv kritisiert. Dieser sogenannte Abriss geht in Gänze 

am Problem vorbei. Plangemäß verbleibt nach dem Abriss das gesamte 

radioaktive Inventar hier in Gundremmingen, zu über 99,5 Prozent als 

hochradioaktiver Abfall im atomaren Zwischenlager. Der Rest, als schwach-

mittelradioaktiver Abfall, wird in Fässern hierbleiben – denn auch hierfür ist 

kein Bundeslager sicher in Sicht. Der Aktionismus um den Abriss vernebelt 

die Realität – das unsichere atomare Zwischenlager bleibt mit seiner tödli-

chen Gefahr vor Ort bei uns. Unsere Forderung ist daher, den Fokus auf die 

Verbesserung der Sicherheit dieses Zwischenlagers hier vor Ort zu setzen. 

Wir fordern eine Neuprüfung, juristisch wie fachlich in einem neuen Ver-

fahren. Dringlich und umgehend müssen Verbesserungen der Sicherheit 

angepackt werden. Das atomare Zwischenlager muss sicher werden gegen 

den Absturz großer Flugzeuge und gegen terroristische Angriffe“, fordert 

Karsten Schultz-Ninow, Vorsitzender der Kreisgruppe Günzburg des BUND 

Naturschutz. 

„Die Kommission zur Lagerung hochradioaktiver Abfälle“ des Deutschen 

Bundestages hat zum 30. Juni ihren Endbericht vorgelegt. Wir sehen nicht, 

dass die Fragen der naturwissenschaftlichen Kriterien eines atomaren End-

lagers, die Fragen der Öffentlichkeitsbeteiligung und die Fragen der Bewer-

tung des Standortsuchgesetzes von 2013 ausreichend beantwortet sind. 

Unser Bundesverband BUND für Umwelt und Naturschutz in Deutschland 

e.V. (BUND) hatte den stellvertretenden Vorsitzenden Klaus Brunsmeier als 

Vertreter in diese Kommission gesandt. Wir haben so unsere Fragen plat-

ziert. Wir sind aber nicht zufrieden mit den Antworten“, so Dr. Herbert Bar-

thel, Referent für Energie und Klimaschutz BUND Naturschutz in Bayern e.V. 

  

Nach vielfältigen Diskussionen hatte der BUND in 2014 beschlossen, dass 

der BUND einen von zwei für die Umweltverbände vorgesehenen Sitzen in 
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der „Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe“ mit dem stellver-

tretenden Bundesvorsitzenden Klaus Brunsmeier besetzt. Die Arbeit der 

Kommission wurde am 30. Juni in Berlin beendet. Der BUND hat den vorge-

legten Bericht in der zur Abstimmung gestellten Fassung abgelehnt. Am 1. 

Juli veröffentlichte der BUND ein Sondervotum. Für Bayern ergeben sich 

aus Sicht des BUND Naturschutz in vielfältiger Weise Konsequenzen.  

 Es ist dringend notwendig eine Analyse und eine Neukonzeptionie-

rung der Zwischenlagersituation in Bayern vorzunehmen. Die 

Atommülllager sind nicht gegen einen Absturz eines großen Flug-

zeugs und nicht gegen terroristischen Angriffe gesichert. Die Sicher-

heit der Zwischenlager an den Standorten muss verbessert werden. 

Die Konzepte müssen die Einlagerung der zurückzuholenden Glas-

kokillen-Castoren aus Sellafield und La Hague mitbeinhalten.  

 Das Versprechen der bayerischen Staatsregierung und der Kraft-

werksbetreiber, dass nach dem vollständigen Abriss eine grüne Wie-

se vorzufinden wäre, ist haltlos. Das radioaktive Inventar würde 

nach jetzigem Stand über Jahrzehnte in den Zwischenlagern vor Ort 

bleiben! 

 Der BUND Naturschutz fordert, dass Bayern seiner Verantwortung 

als Atomstromproduktions-Staat gerecht wird und sich an der Fin-

dung eines Atommülllagers in einer geeigneten geologischen For-

mation beteiligen muss.  

 Der Umgang mit schwach- und mittelradioaktivem Müll muss eben-

so unter strengen Sicherheitskriterien für Mensch und Umwelt ge-

klärt werden.  

 Der BUND Naturschutz lehnt „Freimessen“ von radioaktivem 

Schrott ab. „Freimessen“ würde bedeuten, dass Anlagenteile und 

Material, deren Radioaktivität unter einem von der Strahlenschutz-

verordnung festgeslegten Grenzwert liegt, aus dem Atomrecht ent-

lassen wird und dann ohne weiter Kontrolle in der Gesellschaft ver-

teilt werden darf. Der BUND Naturschutz sieht hier hohe Risiken für 

die Gesundheit der Bevölkerung. Der BUND Naturschutz fordert die 

Prinzipien von Kennzeichnung und Rückverfolgbarkeit einzuhalten 

und fordert Maßnahmen der Stoffstromkontrolle. Die Strahlen-

schutzverordnung muss hierfür überarbeitet werden.  

 Der Atomausstieg muss im Grundgesetz verankert werden.  

 

mailto:fa@bund-naturschutz.de


 

Fachabteilung für Südbayern 

Pettenkoferstraße 10a/ I 

80336 München 

Tel. 089 / 54 82 98 63 

Fax 089 / 54 82 98 18 

fa@bund-naturschutz.de 

www.bund-naturschutz.de 
 

 

Günzburg/München 
20. Juli 2016 
PM10/16/ FA 
Energie und Klima 

 
 
 
 

 

Für Rückfragen: 

Dr. Herbert Barthel, Referent für Energie und Klimaschutz des BUND Natur-

schutz in Bayern, e.V.; Tel.: 0151-5048 9963 

Thomas Frey, Regionalreferent Schwaben des BUND Naturschutz in Bayern, 

e.V.; Tel.: 0160-95501313
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